
Hdmburg, den 25. JdnUdr 1924 

WIRTSCHAFTSDIENST 
»WEL TWlRTSCHAFTLlCHE NACHRlCHT•EN«
Herausgegeben vom Hamburgischen Welt--Wirtschafts--Archiv an der Universität Hamburg 
in Verbindung mit dem Institut für Weltwirtschaft und Seeverkehr an der Universität Kiel 
Bezugspreis vierteljährlich 6 Mark :: In Korn minion bei Otto Meißners Verlag, Hamburg 
Schriftleitung: Hamburg 13, Rothenbaumchaunee 5 :: Fernspred1er Hama 2447-51 und Elbe 5052 

9. }dhrgang
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unter ber Vernntwortung ber Verfosser. Sie ste/Ten 
keine 1lleimmgsiiußerungen ber 'ljerousge{}er. bflr . 

. Aus der deutschen Kartellbewegung 
Von Professor Dr. Robert Liefmann

Zeiten zunehmender Depression und wachsender 
Arbeitslosigkeit sind von jeher ein Prüfstein für den Be­
stand der Kartelle gewesen, und vielfach sind namentlich 
losere Kartelle in  solchen Zeiten zur A,uflösung gelangt. 
Das ist auch je1.)t wieder der Fall wo Preisabbau und 
verminderte Beschäftigung es m;nchen Unternehmern 
nahe legen, sich den Bindungen der Kartelle zu ent­
r,iehen. Durch das neue K a r t e 11 g e s  e 1:) vom 2, No­
vember Hl23 ist das wesentlich erleichtert worden. Denn 
nach § 8 kann jeder Beteiligte solche Vereinbarungen 
fristlos kündigen, wenn e i n  wi c h t i g e r  G r ru n d vor­
liegt. Und als wichtiger Grund gilt es, we1111 die w i r t -
s c h a f t l i c h e  Be w e g u n g s f r e i h e i t  u n b i l l i g  
b e s  c h r ä n k t wird. Hier werden die Kartelle mit dem 
Nachweis des Gegenteils einen schweren Stand haben 
und es nicht leicht auf die Entscheidung des Kar1ellge­
richts ankommen lassen können. 

Das Ka r t e  11 g c r i c h  t hat kürzlich zum el'sten­
rnale getagt in der Angelegenheit der Wohlsehen Patentl' 
für ein neues Verfahren der Hefegewinnung, das der 
Hefeverhand angekauft hatte. Es hat einem Mitgliede des 
Verbandes ohne weiteres den Austritt gestattet. Auch 
sonst werden die Kartelleinigungsstelle und das Kartell­
�ericht heim Reichswirtschaftsministerium wohl bald er­
heblich zu tun erhalten, namentlich auch in Fragen der 
Ex k J ,u s i v v e r  t r ä g e, der Verpflichtungen zu aus­
-;chließlichem Verkehr, Bezugs- und Lieferungssperren, 
die schon hlsher den Hauptgegenstand der Recht­
sprechung auf diesem Gebiete ausmachten und deren 
Durchführung das neue Kartellgese� ohne Zweifel er­
schwert. Daneben bieten dann die K o n d i t i o n e n -
V e r  e i 11 h a r ll 11 g e 11 den größten Anlaß Zll Streitig­
keiten und zwar vielfach über die einzelnen Kartelle hin­
aus. fiihren sie zu einem Kampf zwiRchen den Spitje11vor-

bündon der Produktion und des Handels. So schwebt 
zwischen den Verbänden des Einzelhandels, vertreten 
vom Reichsbund des Textil-Einzelhandels, ,und den Woll­
webereien einer der typischen Konditionenkärnpfe. Hier 
handelt es sich um die Sicherung der Fabrikanten seitens 
der Händler durch Depot von Devisen in dem Umfang, 
in dem die Fabrikanten auch mit solchen zahlen müsseu. 
Nachdem die Verhandlungen vor der Kartelleinigungs­
stelle gescheitert sind, soll jetJt das Kartellgericht ange­
rufen werden. 

übrigens sei noch erwähnt, daß die Meinung der 
J�iuzelhandelsverbände als ob fiir sie die Verordnung 
vom 2. November ni�ht gelte, in dieser Allgemeinheit 
sicherlich nicht zutrifft. Man kann nur sagen, daß Ei 11 -

k a u  J' s v e 1· a i II i g u n g e n  und A h n e h  m er v e r · 
b ä u d e  an sich nicht unter die Verordnung fallen, wohl 
aber als „Geschäftsbedingungen" nach §§ 1 1111d 10 all 1l 

Arten von Konditionenvereinbarungen mit Liefera11te11 
,md alle Verträge zu a,usschließlichen1 Verkehr. -

Andere Gründe als die ungiinstige wirtschaftlich,' 
J ,age Rind es, die im Rh ü i n i s c h - Wes t f ü I i s c h <: 1! 

K o h  1 e n s y 11 d i k n t zu einer KriRis und einer Umbil · 
dung geführt haben. Fast genau ein Jahr nachdem sich 
das Syndikat vor der bekannten friedlichen „ Ingenieur­
kommission" nach Hamburg geflüchtet hatte, ist es wü·­
rler nach Essen zurückgekehrt, aber - bezeichnend l'iir 
die Willkür der Besat1,t111gsbehörden - nicht etwa in 
seine eigenen Räume, sondern es mußte in einer Schuh ! 

untergebracht werden. Die. durch die Bese�ung des Ruhr 
gehiets ge1Schaffene außerordentlich schwierige Lage ver­
,;chiirfte noch die inneren Gegensü�o zwischen den v.or­
schiedenen Zechengruppen 11110 bewirkte, daß die Er­
neuenmg des Ende 1923 ablaufenden Syndiknts :-;ohr 
zweifelhaft geworden war. Nnchd<.'rn die Hegierung 11i11t 1 
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zwangsweise Verlängerung bis zum 15. Januar hatte 
eintreten lassen, kam am 6. Januar ein neuer Vertrag 
zustande, an dem alle Zechen außer den in französischen 
bzw. belgischen Besit) befindlichen Friedrich Heinrich, 
de Wendel und Dalbusch beteiligt sind. Es ist eine neue 
Vereinigung mit dem Namen „Verteilungs- und Ver­
kaufsvereinigung für Ruhrkohle A.-G. Essen" gebildet 
worden, mit Geltung bis Ende 1924. Am bedeutsamsten 
ist, daß der V e r k a ,u f n a c h U b e r :s e e u n d I-I o 1-
1 a n  d den einzelnen Zechen f r e i g e g e b e n  worden ist; 
doch ·sind alle verkauften Mengen umlagepflichtig. Auch 
müssen alle diese Verkäufe dem Syndikat angemeldet 
w:erden und dieses darf auch selbst dorthin verkaufen. 
Ei.ne Anzahl von Neuerungen sind auch für den Selbst­
verbrauch der Werke und die Beziehungen zu den Kohlen­
handelsgesellschaften getroffen worden. In die Sonder­
abmachungen der einzelnen Konzerne mit der „Micum" 
ist nicht eingegriffen worden. Wie die dadurch bewirk­
ten sehr schweren Belastungen auf dus Wirtschafts­
leben wirken werden, steht dahin. 

Vielleicht noch schwieriger als beim Rheinisch-West­
fälischen Kohlensyndikat liegen die Verhältnisse beim 
K a 1 i s y n d i k a t. Hier hat das alte Ubel der Uberkapi­
talisation, der völlig unzureichenden Beschäftigung dm· 
218 Beteiligungsziffern im Syndikat besi\)enden Kali­
werke, geradezu katastrophale Formen angenommen, 
seit der Absa\) 1923 gegenüber .1922 um ca. 40 % zurück­
gegangen ist. Dies vor allem durch Abnahme des deut­
schen Verbrauchs und tro\) HerabselJung der Kalipreise. 
Infolgedessen sind die alten Bestrebungen der leistungs­
fähigsten Werke wieder viel intensiver geworden, die da­
hin gehen, durch die billigst produzierenden Unterneh­
mungen den ganzen Bedarf zu decken und die übrigen 
stillzulegen. Hatte man bis zum Erlaß des Kaligese\)es 
von l!HU zu diesem Zwecke immer die Auflösung deis 
Syndikats und den Eintritt einer Periode freier Konkur­
reilz empfohlen, durch die die schwächeren Werke aus­
geschaltet und fortgese\)te Neugründungen verhindert 
werden sollte, so denkt man je\)t mehr an eine f i n a n  z i -
e 11 e K o n z  e n t r a t i o n , Aufkaufen der schwächeren 
Werke und deren Stillegung durch die leistungsfähig­
sten. Die Preise sollen <lan,n ohne Rücksicht auf die 
Produktionskosten der teurer arbeiten<len Werke so her­
abgeset)t werden, daß die leistungsfähigeren voll be­
schäftigt sind und <len normalen Gewinn erzielen. Haupt­
vertreter dieses Gedankens war früher die Aschersleben­
Westeregehi-Gl'llppe und ist jet5t der W i n t e r s  h a 11-
A l ex a n d e r s  h a l l  - Ro nne n b e r g  - K o n z e r n ,  
der unter Führung des Generaldirektors R o s t e r  g die 
größte finanzielle Zusammenfassung der Industrie wurde 
und mehr als 40 % der deutschen Kaliproduktion kon-
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trolliert. Daher ist ein Hauptargument der Gegner. die­
ses Gedankens auch der Hinweis d[\rauf, daß die'se eine 
Gruppe allein die Mehrheit im Syndikat haben könnte, 
Allein den „Gefahren der kapitalistischen Konzentra­
tion" könnte der Staat, der ja immer den größten Ein­
Huß in dieser Industrie gehabt hat, sehr wohl entgegen­
treten. Sehr viel schwerer wiegen die mit dem Piano 
verbundenen Entlassungen gro13er Arbeitermassen und 
die Schädigung ganzer Gegenden, in denen die Industrie 
jet)t betrieben wird. Es ist auch klar, daß die Schädi­
gungen heute viel stärker wirken, als wenn man das 
Heilmittel früher angewandt hätte. Unzweifelhaft ist dei: 
Gedanke, die Produktion nur durch die leistungsf'i.ihige­
ren Werke vornehmen zu lassen und die Preise nicht 
etwa nach den Produktionskosten der teuersten, einu:.al 
vorhandenen Werke festzuse\)en, der einzig richtige; wie, 
ich schon seinerzeit bei Erlaß des Kaligeset)es betont 
habe, das je\)t auch von den schwächeren Werkl:ln :.ls 
verfehlt erkannt wird, zu deren Schut) es dienen sollte. 
Das verarmte Deutschland kann sich die Erhaltung einer 
so künstlich aufgeblähten Industrie, die :ziudem ihre Mo� 
nopolsteUung auf dem Weltmarkt verloren hat, nicht 
leisten, selbst wenn man die AbsatJsteigerung und <lie
Ausdehnung der landwirtschaftlichen Produktion durch
Herabse\)ung der Kalipreise nicht so hoch einschät)t, wie 
das von den Vertretern des Planes geschieht. 

Fraglich erscheint nur, in welchen Formen und in 
welchem Tempo der Abbau vorgenommen werden soll, 
ob man ihn mehr dem freien Spiel der Kräfte überlassen 
oder, den heute herrschenden Tendenzen entsprechend, 
dem Staate in die Hand geben will. Was das le\)tere be­
trifft, so waren früher die verschiedenen Fisci als Be­
si\)er meist schwächerer Werke stark gegen den Auslese­
prozeß durch die Konkurrenz interessiert. Daher ist kaum 
zu fürchten, daß diese Interessen zu sehr in den Hin­
tergrund gedrängt werden. Andrerseits aber dürfen „er­
worbene Berechtigungen" auf Grund des Kaligese\)es das 
notwendige Werk nicht zu sehr erschweren. Das Allge­
meininteresse an möglichst billigem Kali muß an der 
Spit5e stehen. Die Arbeiter dieser ganz auf dem Laude 
befindlichen Industrie können leichter wieder in der 
Landwirtschaft untergebracht werden als die der meisten 
städtischen Industrien, wo auch vielfach ein starker Ab­
bau nötig ist. Kompliziert wird die Aufgabe dadurch, daß 
auch die Transportkosten und die günstige Lage mancher 
Werke zu bestimmten Absatgebieten berücksichtigt wer­
den müssen. 

Die Neuregelung der Kaliindustrie wird wohl nur 
sehr langsam in Gang kommen. Zunächst wird es nötig 
sein, einmal genaue Angaben über die verschiedenen Pro­
duktionskosten d�r Werke zu erhalten. 
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